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Kurztitel  
 
Pilotprojekt für ambulant betreutes Wohnen für Menschen mit hohem Hilfebedarf in der 
Landeshauptstadt Magdeburg 

 

 
Die Landesregierung beabsichtigt, gemeinsam mit der Sozialagentur und einem Träger der 
Eingliederungshilfe ein Pilotprojekt für das ambulante Wohnen für Menschen mit hohem 
Hilfebedarf in der Landeshauptstadt zu initiieren.  
 

1. Welche Bedarfslage sieht die Oberbürgermeisterin für ein solches Projekt in der 
Landeshauptstadt? 

2. Welche Kenntnisse hat die Landeshauptstadt von diesem Pilotprojekt? In welchen 
Gesprächen befindet sie sich gegenwärtig mit den o.g. Initiator:innen? 

3. Welche Kenntnis (mit wem wurde wann gesprochen, welche Ergebnisse gibt es, wann 
sind weitere Gespräche terminiert) hat die Oberbürgermeisterin bzw. haben die 
zuständigen Dezernate über dazu erfolgte Gespräche mit 

a) MWG-Wohnungsgenossenschaft eG Magdeburg,  
b) WG-Magdeburger Wohnungsbaugenossenschaft von 1893 eG und 
c) WOBAU Magdeburg? 

4. Unter Berücksichtigung der Quartiersstrukturen wie u.a. die erforderlichen 
Voraussetzungen von besonderen Ausstattungen der Wohnräume (bspw. 
barrierearm/-frei, IT-Infrastruktur wie Rufanlage), Anbindungen an ÖPNV, Ärzt:innen, 
Angebote des täglichen Bedarfs wie Lebensmittel sieht die Oberbürgermeisterin 
welche Standorte für das Pilotprojekt in der Landeshauptstadt als geeignet an? 

5. In welcher Form und ab wann sieht die Oberbürgermeisterin es als erforderlich an, 
auch die Leistungsempfänger:innen in dieses Vorhaben einzubinden, um ihren 
Bedarfen und Vorstellungen gerecht zu werden und gleichzeitig ihre Selbstorganisation 
zu stärken? 

6. Wann möchte die Landeshauptstadt mit diesem Projekt realistisch beginnen? Was 
braucht es dazu seitens des Stadtrates? 

 
Ich bitte um eine kurze mündliche und ausführliche schriftliche Stellungnahme. 
 
 
 
 
René Hempel 
Stadtrat 
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